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Bulletin 
60. Deutsch-Französische Konsultationen 
am 3. und 4. Dezember 1992 in Bonn 

Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und der Präsident der 
Französischen Republik, Fran~ois Mitterra n d, veröf­
fentlichten zum Abschluß der 60. Deutsch-Französischen 
Konsultationen am 4. Dezember 1992 in Bonn folgende 
Erklärungen: 

Deutsch-französische Erklärung 
zum ehemaligen Jugoslawien 

1. 

Deutschland und Frankreich betrachten die Lage im ehemali­
gen Jugoslawien, vor allem in Bosnien-Herzegowina, mit 
größter Sorge. Sie betrachten es als vorrangige Aufgabe der 
Völkergemeinschaft und vor allem Europas, dem Morden ein 
Ende zu bereiten, eine Ausweitung des Konflikts zu verhin­
dem und eine politische Lösung zu erreichen. 

2. 

Beide Länder verurteilen mit der gleichen Entschiedenheit 
die blindwütige Bombardierung der städtischen Zentren, die 
schändliche Politik ethnischer Säuberungen und die Verlet­
zungen der elementarsten Menschenrechte, vor allem die sy­
stematischen Vergewaltigungen. Sie betrachten die serbischen 
Führer der Territorien in Bosnien-Herzegowina, die unter ihrer 
Kontrolle stehen, die ex-jugoslawische Armee und die politi­
schen Führer der Republik Serbien als Hauptverantwortliche 
für diese Praktiken. Sie bekräftigen ihr Bekenntnis zum 
Grundsatz der persönlichen Verantwortung jedes einzelnen, 
der sich solcher Verletzungen schuldig macht, und ihre Unter­
stützung für das Projekt eines internationalen Strafgerichts­
hofes. 

3. 

Beide Länder bekunden ihren Willen, den Zusammenhalt 
zwischen allen Partnern der Gemeinschaft zu verstärken, da­
mit keine der Konfliktparteien darauf hoffen kann, daß Un­
stimmigkeiten zwischen den zwölf ihr die Durchsetzung ihrer 
Vorstellungen erleichtern könnten. Sie unterstreichen, daß 
trotz der Anstrengungen zur Wiederherstellung des Friedens, . 
welche die europäischen Länder mit der Arbeit der europäi- : "· 
sehen Überwachungsmission und der in der Schutztruppe der 
Vereinten Nationen eingesetzten Kontingente unternehmen, 
die angestrebten Ergebnisse bisher nicht erreicht worden 
sind. 

4. 

Deutschland und Frankreich bekräftigen die Ablehnung jegli­
cher Lösung, die auf Gewalt und vollendeten Tatsachen be­
ruht. Allein die Eiiihaltung der in London eingegangenen 
Verpflichtungen öffnet den Weg zu einer dauerhaften Lösung 
des Konflikts. In diesem Zusammenhang unterstützen beide 
Länder rückhaltlos die Bemühungen von Lord Owen, Cyrus 
Vance und ihren Mitarbeitern. Sie befürworten ferner eine 
unverzügliche und vollständige Umsetzung des Vance-Planes 
in Kroatien. 

5. 

Frankreich und Deutschland verlangen, daß die von den Ver­
einten Nationen beschlossene Sanktionsregelung genauestens 
angewandt wird. 

6. 

Deutschland und Frankreich sind überzeugt, daß eine dauer­
hafte Lösung für Bosnien-Herzegowina nur auf der Grundlage 
einer Vereinbarung zwischen den drei größten Gemeinschaf­
ten erreicht werden kann, deren Existenzrecht gleichermaßen 
respektiert und garantiert werden muß. Dazu gehört die Not­
wendigkeit, offiziell den multikommunalen Charakter von 
Bosnien-Herzegowina und das Recht auf Rückkehr der ver­
triebenen Menschen anzuerkennen. Die beiden Länder neh­
men mit Befriedigung die Entscheidung der beiden Ko-Präsi­
denten zur Kenntnis, einen erweiterten Lenkungsausschuß der 
internationalen Konferenz über das ehemalige Jugoslawien auf 
Ministerebene. einzuberufen, um dem Friedensprozeß einen 
neuen Impuls zu geben, der zu internationalen Garantien für 
Bosnien-Herzegowina führen sollte. 

7. 

Deutschland und Frankreich machen eine Wiedereingliede­
rung Serbiens und Montenegros in die Völkergemeinschaft 
davon abhängig, daß diese die Grundsätze und Ziele der 
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Charta der Vereinten Nationen und der Charta von Paris 
beachten. Dazu gehört: 

- daß die Feindseligkeiten eingestellt werden und ebenso jede 
Unterstützung für die Politik ethnischer Säuberungen, · 

- daß ~nzweideutig auf alle gewaltsam erworbenen territoria­
len Gewinne verzichtet wird, 

- daß es zu einer demokratischen, aus freien und fairen 
Wahlen hervorgegangenen Regierung kommt, die die 
Menschenrechte respektiert, 

- daß für das Kosovo ein besonderer Status festgelegt wird 
und 

- daß . eine Politik · verwirklicht wird, welche die Rechte der 
nationalen und ethnischen Gemeinschaften achtet. 

8. 

Deutschland und Frankreich wünschen, daß im Rahmen der 
Gemeinschaft das Problem der Anerkennung der ehemaligen 
jugoslawischen Republik Makedonien rasch eine Lösung 
findet. 

9. 

Angesichts einer drohenden Katastrophe für die von Krieg, 
Vertreibung und den Härten des Winters bedrohten Menschen 
haben beide Länder beschlossen, ihre Bemühungen um Hilfe 
für die Bevölkerung zu verstärken. Zu diesem Zweck haben 
sie beschlossen, gemeinsam und mit der Unterstützung der 
Europäischen Gemeinschaft ein umfangreiches Hilfspro­
gramm für die derzeit im Kessel von Bihac lebenden Men­
schen durchzuführen. Sie fordern ihre Partner auf, ihre Bemü­
hungen in Verbindung mit den internationalen Hilfsorganisa­
tionen zu bündeln, um den Umfang und die Wirksamkeit 
dieser Hilfe zu erhöhen. 

Deutsch-französische Erklärung zu Somalia 

Frankreich und Deutschland unterstützen die Entscheidung 
des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen vom 3. Dezember 
1992 zu Somalia. 

Sie geben ihrem Wunsch Ausdruck, daß die bevorstehende 
friedenserhaltende Maßnahme- schnellstmöglich die für eine 
friedliche Lösung erforderliche Sicherheit und Stabilität in 
Somalia wiederherstellt. 

Sie betonen die dringliche Notwendigkeit einer allumfas­
senden humanitären Hilfsaktion und weisen. auf die Anstren­
gungen hin, die beide Regierungen in dieser Hinsicht bereits 
unternommen haben. 

Frankreich und Deutschland haben beschlossen, ihre humani­
täre Hilfe in Somalia in a!len Bereichen zu koordinieren und 
gemeinsam zu verstärken. 

Sie rufen ihre europäischen Partner auf, sich dieser deutsch­
französischen Initiative anzuschließen. 

Erklärung des Deutsch-Französischen 
Verteidigungs- und Sicherheitsrats 

Der Deutsch-Französische Verteidigungs- und Sicherheitsrat" 
hat auf seiner Sitzung am 4. Dezember 1992 in Bonn den 
gemeinsamen Willen Deutschlands und Frankreichs bekräf­
tigt, die deutsch-französische Zusammenarbeit zu verstärken 
und zu erweitern, um die in Maastricht beschlossene Gemein­
same Außen- und Sicherheitspolitik fortzuentwickeln. 
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Deutschland und Frankreich unterstreichen, daß das EURO­
KORPS als integrierter und multinationaler europäischer 
Großverband ein Element in dem Prozeß zum Aufbau der 
Europäischen Union ist, die auf längere Sicht auch eine ge­
meinsame Verteidigungspolitik umfaßt. Das EUROKORPS 
stellt ebenfalls in_ Übereinstimmung mit dem strategischen 
Konzept einen Beitrag zur Verstärkung des europäischen 
Pfeilers der Allianz und der gemeinsamen Verteidigung 
dar. 

Der Rat begrüßt die bei der Aufstellung des Korps-Stabes in 
Straßburg erzielten Fortschritte sowie das Interesse mehrerer 
WEU-Partner, sich an diesem Vorhaben zu beteiligen. 

In diesem Sinne haben Deutschland und Frankreich ein ge­
meinsames Memorandum an den WEU-Rat gerichtet, in dem 
vorgeschlagen wird, daß die Gremien der WEU das Europäi­
sche Korps voll bei ihren Aktivitäten berücksichtigen. Sie 
haben sich ebenfalls mit einem gemeinsamen Memorandum 
an den NATO-Rat gewandt, um darin ihren Verbündeten zu 
erläutern, wie das EUROKORPS der NATO zugeordnet wer­
den soll. Sie schlagen vor, ein besonderes Abkommen mit dem· 
Alliierten Oberbefehlshaber in Buropa abzuschließen, das die 
Modalitäten für den Einsatz des Korps im Rahmen der Atlanti­
schen Allianz regeln soll. 

Weitere Themen der Diskussionen im Rat waren die Ausge­
staltung der operationeilen Rolle und die Erweiterung der 
WEU. Ebenso wurden Fragen des Ausbaus von Befugnissen 
und Institutionen der KSZE im Hinblick auf die Verhütung 
und Beherrschung von Krisen erörtert. Beide Länder haben 
sich für die nächsten Ministertreffen des Atlantischen Rats und 
des Nordatlantischen Kooperationsrats abgestimmt, wobei die 
Frage friedenserhaltender Maßnahmen eine besondere Rolle 
spielte. 

Gemeinsame Erklärung 
des Ministers für Wirtschaft und Finanzen 
der Französischen Republik Michel Sapin und 
des Bundesministers· der Finanzen Dr. Theo W aigel 

Die Minister kamen überein, alle Anstrengungen zu unter­
nehmen, das Wirtschaftswachstum in Europa zu fördern. Wir 
setzen uns gemeinsam dafür ein, daß der Europäische Rat ein 
positives Signal für eine europäische Wachstumsinitiative 
geben wird. · 

Eine solche Initiative muß in voller Übereinstimmung stehen mit 
den Konvergenzanslfengungen der Mitgliedstaaten, die Preis­
stabilität, Mäßigung der Produktionskosten und mittelfristig den 
Abbau der öffentlichen Haushaltsdefizite umfassen. 

Diese Initiative sollte auf eine Belebung der Investitions­
tätigkeit einschließlich des Infrastrukturbereichs und des 
Wohnungsbaus abzielen. Jeder Mitgliedstaat soll dabei ver­
stärkt geeignete Maßnahmen ergreifen, um die Investitionen 
und - soweit notwendig - die strukturelle Anpassung zu 
fördern. 

Die Europäische Investitionsbank und die Errichtung des 
Europäischen Investitionsfonds könnte auf europäischer 
Ebene dabei eine wichtige Rolle spielen. Einen· Beitrag zu 
dieser Initiative kann auch die rasche Verwirklichung des 
Kohäsionsfonds liefern. 

Hinsichtlich des EWS-Wechselkursmechanismus begrüßten 
die Minister die erfolgreiche Zusammenarbeit der Zentralban­
ken beider Länder, die sich voll bewährt hat. Sie bestätigten 
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ihre feste Verpflichtung auf das EWS und seinen Wechsel­
kursmechanismus, die für Stabilität und Wohlstand in Buropa 
entscheidend sind. Die Parität DM/Franc ist voll gerechtfertigt 
durch die wirtschaftlichen Daten der beiden Länder. 

Die Ratifizierung des Vertrages von Maastricht mit überwäl­
tigender Mehrheit des Deutschen Bundestages ist ein weiterer 
Schritt zur Sicherung des europäischen Integrationsprozesses. 
Deutschland und Frankreich sind fest entschlossen, den Prozeß 
der politischen, wirtschaftlichen und monetären Integration, 
wie er im Vertrag von Maastricht vorgesehen ist, weiterzu­
führen. 

Gemeinsame Erklärung 
der Postminister beider Länder Emile Zuccarelli 
und Dr. Christian Schwarz-Schilling 

Deutschland und Frankreich haben erneut ihre Unterstützung 
der europäischen Politik zur Förderung des Hochauflösenden 
Fernsehens und zur Einführung des Bildformats 16:9 entspre­
chend der europäischen Richtlinie bekräftigt. Diese Strategie 
stellt einen wesentlichen Faktor für die Zukunft der euro­
päischen Elektronikindustrie und der europäischen Rundfunk­
anstalten dar. 

Beide Länder räumen der schnellen Umsetzung des Aktions­
plans der Gemeinschaft zur Förderung des Formats 16:9 eine 
hohe Priorität ein. Dieser Aktionsplan ist unerläßlich zur 
Entwicklung des europäischen Marktes für fortgeschrittene 
Fernsehdienste und zur Sicherung der Arbeitsplätze in der 
europäischen Industrie; er wird es Buropa ermöglichen, seinen 
technologischen Vorsprung und seine kulturelle Vielfalt zu 
wahren. 

Nach Einschätzung beider Länder sollte dieser Aktionsplan 
einen Umfang von rund 600 Millionen ECU für einen Zeit­
raum von fünf Jahren haben. Die Finanzierung soll aus beste­
henden Finanzierungsinstrumenten und verfügbaren Baus­
haltsmitteln geschehen, die sich nach der Verabschiedung des 
Delors-II-Paketes beim europäischen Gipfel in Edinburgh 
ergeben. 

Hierzu haben die beiden Länder beschlossen, bei dem bevor­
stehenden europäischen Gipfel in Edinburgh ihre gemeinsame 
Position zur Finanzierung des Aktionsplans in Übereinstim­
mung mit den Grundsätzen der Vorschläge der EG-Kommis­
sion mit Nachdruck und explizit zu vertreten. Das Thema 
wurde auch beim Wirtschaftsfrühstück auf dem Petersberg 
angesprochen. 

In bezug auf das Satellitensystem Europesat haben Frank­
reich und · Deutschland beschlossen, ihre Zustimmung zu der 
Realisierung und zum Start des paneuropäischen Satelliten 
Europesat 1 gemäß den Vorschlägen von Eutelsat zu 
geben. 

Dieses Satellitensystem wird der Direktabstrahlung von 
Rundfunk- und Fernsehprogrammen von der Orbitposition 19° 
West neuen Aufschwung geben und insgesamt zur Stärkung 
der europäischen Weltraumindustrie beitragen. 

Die Inbetriebnahme des Satelliten ist für Ende 1994 vorgese­
hen. Dabei übernehmen France Telecom und die Deutsche 
Bundespost TELEKOM vier bzw. acht Kanäle. 

Diese Entscheidung wird für die Rundfunkanstalten eine 
größere Auswahl für die Abstrahlung ihrer Programme über 
Satellit sicherstellen, den Wettbewerb zwischen Satelliten­
betreibern fördern und die Grundlage für die Einführung des 
Hochauflösenden Fernsehens schaffen. 
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Die wirtschaftliche Lage 
in der Bundesrepublik Deutschland 

Monatsbericht November 1992 
des Bundesministeriums für Wirtschaft 

Das Bundesministerium für Wirtschaft teilt mit: 

Überblick 

Die gesamtwirtschaftliche Aktivität in Deutschland ist ins 
Stocken geraten. In den alten Bundesländern setzt sich die seit 
dem Frühjahr zu beobachtende Abschwächung der konjunktu­
rellen Entwicklung fort. Entsprechend ist auch die Stimmung 
von Unternehmern und Verbrauchern gedämpft. Der Bundes­
minister für Wirtschaft weist nachdrücklich auf die Gefahr hin, 
daß die derzeitige labile Wirtschaftsentwicklung iri eine Re­
zession abgleiten kann, wenn jetzt nicht rasch zentrale wirt­
schaftspolitische Weichen neu gestellt werden. Ein Einbruch 
der westdeutschen Konjunktur würde auch die wirtschaftliche 
Belebung in den neuen Bundesländern, die inzwischen- wenn 
auch nur in Teilbereichen - in Gang gekommen ist, wieder 
zum Erliegen bringen. 

In den alten Bundesländern dürfte das Bruttoinlandsprodukt, 
der umfassendste Ausdruck der gesamtwirtschaftlichen Lei­
stung, vom zweiten zum dritten Quartal erneut leicht zurück­
gegangen sein. Der: entsprechende Vorjahresstand ist damit 
wohl nur wenig übertroffen worden. Die derzeitige Schwäche 
der westdeutschen Wirtschaft hat mehrere Ursachen: Ein 
wichtiger Einflußfaktor ist zweifellos die anhaltende Flaute 
der Weltkonjunktur, die das für viele einheimische Firmen 
wichtige Exportgeschäft erheblich beeinträchtigt. Auch haben 
deutsche Unternehmen in jüngster Zeit auf Grund der Aufwer­
tung der D-Mark gegenüber den Währungen wichtiger Indu­
striestaaten Marktanteilsverluste hinnehmen müssen. 

Entscheidend ist aber wohl, daß die westdeutsche Volkswirt­
schaft durch stark gestiegene Lohnstückkosten und durch 
drastisch ausgeweitete Ansprüche an den Staatshaushalt mehr 
und mehr überfordert wird. Deshalb muß die Lohnpolitik im 
Interesse der Arbeitnehmer dringend auf · eine Linie ein­
schwenken, die eine Kostenentlastung für die Unternehmen 
bringt und damit die vorhandenen Arbeitsplätze sicherer 
macht. Gleichzeitig müssen die Ansprüche aller gesellschaft­
liehen Gruppen an den Staat zurückgeführt werden und eine 
strikte Prioritätensetzung auf der Ausgabenseite erfolgen, 
damit die notwendige Konsolidierung der öffentlichen Haus­
halte in Gang kommt. In diesem·zusammenhang sind auch die 
westdeutschen Länder und Gemeinden gefordert, ihre Ausga­
benexpansion den durch die Wiedervereinigung Deutschlands 
veränderten Bedingungen anzupassen. 

In den neuen Bundesländern ist die wirtschaftliche Situation 
weiterhin sehr differenziert. Vor allem die Bauwirtschaft be­
findet sich im Aufwind. Im Bauhauptgewerbe hat sich das 
Auftragsniveau- verglichen mit dem ersten Halbjahr 1991 -
in etwa verdoppelt; auch hat die Zahl der Bauunternehmen 
kräftig zugenommen. In zahlreichen Dienstleistungsbereichen 
weist die Entwicklung ebenfalls klar nach oben. Zwar ist auch 
im Verarbeitenden Gewerbe, dem Kernbereich der ostdeut­
schen Wirtschaft, in einzelnen Branchen eine Belebung der 
Produktion zu verzeichnen, insgesamt hat sich die industrielle 
Erzeugung aber noch nicht von der Talsohle gelöst. Ein Haupt­
hindernis ·hierfür ist die Lohnexplosion der letzten beiden 
Jahre, welche die Lohnstückkosten auf fast das Doppelte des 
westdeutschen Niveaus hinaufgetrieben hat; damit wurde die 
Wettbewerbsfähigkeit weiter verschlechtert, der Zusammen­
bruch vieler ostdeutscher Betriebe beschleunigt und die Neu­
ansiedlung von Unternehmen erschwert. 


